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lungsplanung, in der letzten Zeit verlangt haben. Er prüfte 
sodann die praktischen Nutzanwendungen, welche die Be­
völkerungsprognose für die einzelnen Sachbereiche der 
Stadt- und Entwicklungsplanung finden und welche Beson­
derheiten sich hierbei für sie im Vergleich zur globalen 
Prognose ergeben. Dabei wurden von ihm dargelegt die 
Bevölkerungsprognose als Grundlage für den Flächennut­
zungsplan und für die Infrastrukturplanung, darunter für 
die Planung von Versorgungs-, Bildungs- und Kulturein­
richtungen, sowie von Einrichtungen der Gesundheitspflege 
und Fürsorge, des Gemeindebedarfs, des Verkehrs und 
sdtließlich als Grundlage für Maßnahmen zur Wirtschafts­
förderung. Boustedt ging auf die Standortplanung als ein 
Sonderproblem ei~. 

Den dritten Teil der Ausführungen bildeten methodische 
Sonderprobleme bei Bevölkerungsprognosen für kleinräum­
lidte Einheiten als Antwort auf die eingangs gestellte Frage, 
welche Möglichkeiten sich anbieten, um neben den konven­
tionellen Prognoseverfahren der Bevölkerungswissenschaft 
die Bedürfnisse nach kleinräumlichen Bevölkerungsvoraus­
schätzungen in ausreichendem Maße befriedigen zu können. 

Faßt man das Ergebnis der Tagung zusammen, so ergibt 
sidt der Eindruck, daß die starke Zurückhaltung, die von 
seiten der amtlichen Statistik gegenüber Vorausschätzungen 
geübt worden ist, sich offenbar gelockert hat. Das wird ins­
besondere deutlich bei den Städtischen Statistischen Ämtern, 
die, insbesondere soweit sie gleichzeitig Stadtforschung be­
treiben, nicht nur Material bereitstellen, sondern selbst 
Vorausschätzungen durchführen. Beim Statistischen Bundes­
arnt und bei den Statistischen Landesämtern scheint diese 
starke Zurückhaltung noch nicht überall aufgelockert zu 
sein. Inwieweit die Auffassung des Präsidenten des Hessi­
schen Statistischen Landesamtes auch von den anderen Sta­
tistischen Landesämtern geteilt wird, ist nicht ganz klar ge­
worden. Hüfner jedenfalls ist der Meinung, daß der Sta­
tistiker als der beste Kenner des Grundmaterials und der 
statistischen Methoden auch berufen sei, Vorausschätzungen 
durchzuführen. 

Übereinstimmung bestand weitgehend darüber, daß das 
.verfügbare statistische Datenmaterial, insbesondere für die 
Prognose regionaler Entwicklungen, noch unzureichend ist. 
Angesichts des unabweisbaren Bedarfs von Vorausschätzun­
gen regionaler Entwicklungen wird es daher notwendig 
sein, das Dargebotene an statistischem Material zu verbes­
sern, ebenso wie methodisch weitergearbeitet werden muß. 
Es wird eine der vornehmlichen Aufgaben des Ausschusses 
für Regionalstatistik bei der Deutschen Statistischen Ge­
sellschaft sein, wie seinerzeit vor Durchführung der großen 
Zählungen 1960/61, entsprechende Empfehlungen auszu­
arbeiten. 

Ein sehr wesentlicher Fortschritt für die Regionalstatistik 
ist, wie der Präsident des Statistischen Bundesamtes in 
Hamburg bekanntgegeben hat, bei den bevorstehenden 
Großzählungen zu erwarten. Die Aufbereitung soll dann 
mittels moderner Datenverarbeitungsanlagen über Magnet­
band erfolgen. Das ermöglicht, als kleinste regionale Aufbe­
reitungseinheit Straße und Hausnummer zugrundezulegen. 
Damit können Bausteine geliefert werden, die es gestatten, 

später statistische Daten für jede beliebige Raumeinheit zu 
erstellen. 

Georg Müller 

Ein neuer Flughafen 
für den kontinentalen und interkontinentalen Luftverkehr 

auf dem Neufelder Watt bei Cuxhaven 

Der Gedanke, einen Großflughafen auf dem Neufelder 
Watt nördlich von Cuxhaven zu errichten, mag zunächst 
erstaunlich wirken, und die Frage nach den Gründen ist be­
rechtigt. Die Antwort sei nachstehend gegeben: 

Wir leben im Zeitalter des Düsen- und des bevorstehen­
den Oberschallverkehrs. Dies und weitere wichtige Gründe 
sprechen für das Projekt, das auf weite, in die Zukunft ge­
richtete Sicht abgestellt ist. Den Vorstellungen über eine 
übergeordnete Raum- und Verkehrsordnung - beides ist 
bekanntlich nicht zu trennen - sowie der technischen Zweck­
mäßigkeit, nicht zuletzt aber auch der gebotenen Rücksicht­
nahme auf die Bewohner des Gebietes in der Nähe des Flug-

. hafens ist dabei Rechnung zu tragen. 
Die Klagen und Proteste der Bevölkerung in der Nähe 

der Flughäfen über die Lärmbelästigung sowie der Ärzte 
wegen der Gesundheitsschädigung sind bekannt. Kürzlich 
wurde eine internationale Gesellschaft gegen den Düsen­
lärm gegründet, und in Holland wird ,die Verlegung des 
Amsterdamer Flughafens Schiphol in das Wattengebiet bei 
den Inseln Texel und Vlieland gefordert. 

Deshalb erscheint es auch angebracht, den bei Kalten­
kirchen geplanten neuen Hamburger Flughafen nicht dort, 
sondern direkt an der Küste zu errichten. Damit würde auch 
die Absicht, den Überschallflug für den zivilen Luftverkehr 
in der Bundesrepublik zu verbieten, für diesen Bereich aus­
zuschließen sein. (Bekanntlich hat die Lufthansa bereits vier 
der für eine Gechwindigkeit von 2,7 Mach in Entwicklung 
befindlichen Flugzeuge, die mit 3200 km Stundengeschwin­
digkeit den Atlantik überqueren sollen, in Auftrag gegeben 
und angezahlt.) Aber auch die neuen Unterschallflug­
zeuge mit 306 t Fluggewicht für 490 Fluggäste werden einen 
gewaltigen Lärm verursachen. 

Bei Aufgabe des Kaltenkirchener Vorhabens würde aber 
auch ,die Aus- und Umsiedlung von Tausenden von Men­
schen, für die Wohnungen und Arbeitsplätze zu schaffen 
sind, entfallen, und es blieben mindestens 3500 ha des 
immer knapper werdenden Bodens erhalten. 

Natürlich gibt es Einwände gegen das Projekt im Neufel­
der Watt. Man wird gegen die Errichtung im Wattengebiet 
selbst Bedenken vorbringen. Dazu ist zu sagen, daß das Ge­
lände kaum unter dem mittleren ·Meeresspiegel liegt. Der 
Flughafen Schiphol liegt jedoch 4,6 m tiefer, und bekannt­
lich liegt ganz Holland mit fast einem Drittel des Landes 
unter dem Meerespiegel, stellenweise sogar mehr als 6 Meter. 
Auch sind im Neufelder Watt teilweise Moorschichten ge­
ringer Mächtigkeit vorhanden. Es bieten sich aber Ausweich­
möglichkeiten, um z. B. die Start- und Landebahnen nicht 
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gerade auf Moorvorkommen -zu errichten. Soweit das aber 
nicht möglich sein sollte, können diese Schichten ausgehoben 
werden. Notwendige Bodenverdichtungen sind heute weder 
technisch noch finanziell ein Problem. 

Ein weiterer gewichtiger Einwand ergibt sich aus der Ent­
fernung von den Haupteinzugsgebieten Hamburg, Bremen, 
Kiel, Wilhelmshaven mit ihrem Umland, wozu auch ganz 
Schleswig-Holstein und ein Teil Jütlands zu zählen ist. 
Auch hierbei muß von neuen Vorstellungen ausgegangen 
werden. In Japan z. B., diesem bergigen Land, plant man 
eine Schnellbahn von 500 km Länge für Züge mit 400 bis 
500 km Stundengeschwindigkeit. In Frankreich befaßt sich 
die Regierung mit ähnlichen Projekten, und auch in den 
USA sind derartige Bestrebungen im Gange. Es ist keine 
Frage, daß in dem tischebenen Gelände der Norddeutschen 
Tiefebene die genannten Geschwindigkeiten ohne beson­
dere Schwierigkeiten erreichbar sind. Das würde bedeuten, 
daß von Hamburg und Bremen aus der Flughafen in 20 Mi­
nuten zu erreichen ist, von Kiel und später von Lübeck oder 
Oldenburg aus in knapp einer halben Stunde. 

Mit dieser Schnellbahn würde eine längst notwendige 
Neuordnung des Verkehrswesens überhaupt eingeleitet wer­
den. Es ist menschlich, wirtschafl:lich und staatspolitisch nicht 
zu verantworten, daß einerseits auf den überlasteten 
Straßen allein in der Bundesrepublik 16 000 Menschen im 
Jahr ihr Leben verlieren, daß Hunderttausende verletzt und 
Zehntausende zeitlebens geschädigt bleiben und Milliarden­
werte jährlich vernichtet werden, andererseits aber der Bun­
desbahn jährlich zum Ausgleich des Defizits über eine Mil­
liarde DM an Zuschüssen gezahlt werden muß. (Für ganz 
Westeuropa verfünffachen sich die Zahlen für Personenver­
luste und für Schäden.) 

Das neue Schnellbahnsystem mit Geschwindigkeiten von 
400 bis 500 km/h würde zunächst von Hamburg und Bre­
men aus über Brunsbüttelkoog bzw. Bremerhaven und 
über Cuxhaven zum Flughafen Hamburg-Neuwerk (so sei 
er hier bezeichnet, weil diese Bezeichnung auch international 
verständlich sein würde) führen und wäre mit rd. 250 km 
Länge der Anfang eines weitmaschigen Schnellbahnsystems, 
das sich einmal über ganz Europa und darüber hinaus er­
strecken würde. Ein solches Bahnsystem würde die Straßen 
merklich entlasten, denn nun würde der Bahnverkehr wie­
der attraktiv werden, wobei daran zu denken ist, daß dann 
auch noch mehr als bisher für größere Entfernungen die 
Kraftfahrzeuge selbst - einschließlich Lastwagen und Om­
nibusse - sich des schnellen und weit sichereren Verkehrs 
mit diesen Bahnen bedienen würden. Deshalb wäre es auch 
gerechtfertigt, einen Teil der Baukosten aus Straßenbau­
mitteln zu bestreiten. 

Doch zunächst kommt es, wie gesagt, auf die Abschnitte 
von Hamburg und Bremen nach dem Flughafen an. Diese 
Bahnen würden aber noch einen weiteren Vorteil haben. 
Gegenwärtig reisen etwa 600/o der Fluggäste mit Pkw zum 
Flughafen. Hinzu kommen zahlreiche Besucher. (Der Flug­
hafen Orly bei Paris wird täglich von 10 000 Menschen 
besucht, die lediglich kommen, um sich den Flughafen anzu­
sehen, wofür eine Gebühr von 7 Fr. = 5,60 DM erhoben 
wird, mit der auch eine Rundfahrt auf dem Flugplatz ab­
gegolten ist.) Es ist klar, daß die Schnellbahn den Zustrom 
an Kraftfahrzeugen erheblich verringern würde und damit 
auch das schwierige Parkplatzproblem. Hierbei, wie bei 
dem gesamten Projekt, muß an die Vervielfältigung des 
Luftverkehrs in den kommenden Jahren und Jahrzehnten 
gedacht werden. Das gilt auch für die Luftfrachten. 
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Es sind also für alle Anlagen ausreichende Erweiterungs­
möglichkeiten vorzusehen, und das ist ein weiterer Grund 
für die Wahl des Geländes: Hier kann im wahrsten Sinne 
des Wortes aus dem vollen heraus geplant werden, wie das 
an anderer Stelle kaum jemals möglich sein wird. 

Bei der Planung sind noch weitere Gesichtspunkte zu be­
rücksichtigen. So wäre di·e geplante „Grüne Küstenstraße", 
die, von Frankreich kommend, über Belgien . und Holland 
durch Norddeutschland gehen und an Oldenburg und Bre­
men vorbeiführen soll, weiter nach Norden zu verlegen. Sie 
würde so unter Ausnutzung vorhandener Straßenzüge von 
Linswege bei Westerstede über Jaderberg führen und die 
Weser bei Rodenkirchen überschreiten, wo sie Anschluß an 
die geplante Autobahn Bremen- Cuxhaven finden würde, 
wodurch auch die direkte Verbindung zum Flughafen her­
gestellt wäre. Bei Cuxhaven würde sie mit Tunnel oder 
Brücke die Elbe kreuzen. Der bei Brunsbüttelkoog geplante 
Fährverkehr würde dadurch überflüssig; er wäre auf die 
Dauer ohnehin nicht aufrechtzuerhalten. Von Hamburg 
zum Flughafen wäre eine Schnellstraßenverbindung vorzu­
sehen. Der Elbtunnel (oder die Brücke) würde zugleich die 
Schnellbahn . aufnehmen. Diese Verbindung wird für den 
Tiefseehafen Scharhörn ohnehin notwendig. (Die neuesten 
Planungen für Tanker von 400 000 und 500 000 t machen 
den Hafen bei Scharhörn erforderlich; bei Neuwerk ist die 
Tiefe nicht i;nehr ausreichend.) In Verbindung mit diesem 
Hafen wird eine neue Stadt entstehen. Das gesamte für See­
und Luftverkehrshafen einzudeichende Gelände, wie es in 
der Skizze eingezeichnet ist, umfaßt etwa 250 qk:m = 
25 000 ha, und das würde dem Stadtgebiet von München 

entsprechen. Hierfür würden nur rd. 50 km Deichlänge 
erforderlich sein. Die Deiche würden zugleich als Straßen­
dämme dienen. 

Für den Luftverkehr sind getrennte Bahnen für den in­
terkontinentalen und für den Nah- und Mittelstreckenver­
kehr vorgesehen. Zu ersterem würden An- und Abflug nur 
über dem Wasser und über freizuhaltenden An- und Ab­
flugschneisen erfolgen. Lage und Richtung der Flugbahnen 
sind so angeordnet, daß Lärmbelästigungen für die weit 
abseits wohnenden Menschen nicht nennenswert in Erschei­
nung treten und keine Bedeutung mehr haben. Überschall­
flugzeuge würden die Schallmauer erst über dem offenen 
Meer durchbrechen. 

Das für den Flughafenbereich gedachte Wohngebiet würde 
ebenfalls nicht nennenswert unter Schallbelästigung leiden, 
da es hinreichend vom Start- und Landebetrieb entfernt ist, 
der sich dort ja außerdem ganz in Bodennähe abspielt. (Die 
Wohnbereiche sind in der Skizze dunkel eingetragen, wobei 
die Skizze nur als Anhalt dienen kann; einer endgültigen 
Planung soll und kann damit nicht vorgegriffen werden.) 

Die bei Scharhörn eingezeichneten Molen mit offenem 
Durchlaß sollen bewirken, daß bei Sturmfluten die hoch­
gehenden Wogen gebrochen werden, die nach Durchlaufen 
der noch etwa 800 m breiten Offnung hinter dieser in dem 
bis zu 6 km breiten Wasser auseinanderfallen, so daß hier 
eine verhältnismäßig ruhige Reede entsteht, die sich auch für 
das gesamte Ufergebiet bis hinauf nach Hamburg als wert­
voll erweisen würde. 

Wilhelm Horsel 
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Dittrich stellt seiner Analyse der Beziehungen zwischen Raum­
ordnungspolitik und Gesellschaftspolitik eine Einführung in deren 
wesentliche Begriffsinhalte voran, die er mit den nachfolgend 
wiedergegebenen Umschreibungen abschließt: 

,,Gesellschaftspolitik ist heute die Gesamtheit aller Bemühun­
gen, die Verwirklichung der modernen Wohlstandsgesellschaft zu 
fördern, das Verhältnis zwischen Einzelnem und Gesellschaft so 
zu regeln, daß der Einzelne seinen entsprechenden Anteil an der 
steigenden gesellschaftlichen Produktion bekommt und bei der im 
Zuge der modernen Entwicklung liegenden Tendenz zur Masse 
und damit zu gewissem Zwang einen breiten Raum zu eigener, 
freier Gestaltung erhält. Sie ist andererseits bestrebt, Hindernisse 
der allgemeinen Entwicklung zu beseitigen sowie Fehlentwick­
lungen zu vermeiden. Insgesamt: sie folgt der Entwicklung der 
modernen Gesellschaft. 

Raumordnungspolitik ist danach heute die Gesamtheit aller 
Maßnahmen, die zu einer Ordnung des Raumes, der mannig­
faltigen Beziehungen des Menschen zum Raum hinführen sollen, 
die der gesetzten Norm, dem Leitbild, entspricht. Der Inhalt des 
Leitbildes ist wesentlich von allgemeinen Ideen bestimmt, die 
sich auch in der gesellschaftlichen Entwicklung auszudrücken 
suchen." 

Aus dieser allgemeinen Charakterisierung leitet Dittrich fol­
gerichtig die inneren Beziehungen zwischen Gesellschafts- und 
Raumordnungspolitik ab: ,,Die Gesellschaftspolitik wirkt über das 
Leitbild der Raumordnung auf die Raumordnungspolitik ein. Sie 
wandelt so ihre Vorstellungen und Wünsche in räumlichen Fragen 
im Durchgang durch das Leitbild in Ziele der Raumordnungs­
politik ,um." 

Eingehend setzt sich Dittrich nunmehr mit der Frage ausein­
ander, ob angesichts der gegenwärtigen gesellschaftlichen Situation 
ein solches Leitbild fixiert werden könne: ,, Wir befinden uns in 
großen Strukturwandlungen, die schon seit ger.aumer Zeit wirken. 
Infolgedessen stehen, da dieser ganze Prozeß sich in Evolutionen 
vollzieht, alte Strukturen oder Strukturteile neben neuen. Die 
alten sterben nicht so schnell ab. Manche Formen will man auch 
nJften und in die neuen Strukturen hinübernehmen. So entsteht 
ein buntes Bild, das auf den ersten Blick den Eindruck erweckt, 
der ganze Vorgang wäre ohne Ziel und Einheitlichkeit. Aus 
diesen Eindrücken entsteht dann die Vorstellung des Pluralismus 
der modernen Gesellschaft. Diese Begriffe des Pluralismus, der 


